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Rechtserziehung und Rechtspropaganda
Weitere Qualifizierung
der Rechtsauskunft der Kreisgerichte
Dr. GERALD JACKWERTH und HORST SCHRÖDER, 
wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Die Kreisgerichte erteilen den Bürgern unentgeltlich Aus­
künfte über das sozialistische Recht und über die Möglich­
keiten, wie sie ihre gesetzlich geschützten Rechte wahrnehmen 
und ihren Pflichten nachkommen können (§ 28 Abs. 1 GVG). 
Die gerichtliche Rechtsauskunft war bereits 1952 mit dem 
ersten Gerichtsverfassungsgesetz eingeführt worden.1 Sie 
wurde für die Bürger zur Selbstverständlichkeit. Das spricht 
für ihren engen Bezug zum Vertrauensverhältnis zwischen 
Bürger und Staat, insbesondere zwischen Bürger und Gericht.

Die Richter und Sekretäre der Kreisgerichte beraten den 
Bürger, der sich mit seinen rechtlichen Angelegenheiten an 
sie wendet. Das ist eine wichtige, mit der Rechtsprechung ver­
bundene spezifische Aufgabe der Gerichte. Jährlich werden 
über 500 000 Rechtsauskünfte von ihnen erteilt. Sie betreffen 
die Alltagsbelange der Bürger; etwa 90 Prozent der Fragen 
werden deshalb zum Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht ge­
stellt. Die Auskunftswünsche lassen ein zunehmendes Inter­
esse der Bürger erkennen, ihre persönlichen Rechte und 
Pflichten eigenverantwortlich wahrzunehmen bzw. zu erfül­
len.

In der Aufgabenstellung der Gerichte zur Verwirklichung 
der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED wurde darauf 
orientiert, die Rechtsauskunft entsprechend den territorialen 
Erfordernissen und Möglichkeiten weiter zu entwickeln.1 2 Zur 
Unterstützung dieser Aufgabe wurden im Ministerium der 
Justiz Arbeitsgruppen gebildet, die am Stadtbezirksgericht 
Berlin-Treptow und am Kreisgericht Königs Wusterhausen 
unter Nutzung der Erkenntnisse aus einer wissenschaftlichen 
Analyse3 praktische Erfahrungen studierten, um Bewährtes 
zur Verallgemeinerung an allen Gerichten nutzbar zu machen. 
Es galt insbesondere, die qualitativen Anforderungen an die 
Leitung der gerichtlichen Rechtsauskunft herauszuarbeiten 
und zu konkretisieren.

Zu den Grundsätzen der gerichtlichen Rechtsauskunft

Der mit der Rechtsauskunft gemäß § 28 GVG verbundenen 
Informationspflicht gegenüber dem Bürger werden die Ge­
richte insbesondere auf den justizspezifischen Rechtsgebieten 
umfassend gerecht. Richter und Sekretäre geben dem Bürger 
im Bedarfsfälle aber auch auf nicht justizspezifischen Rechts­
gebieten sachdienliche Hinweise, z. B. welche Fachorgane für 
die Lösung seiner rechtlichen Angelegenheit zuständig sind. 
Die in § 28 GVG fixierte Rechtsauskunft ist für ratsuchende 
Bürger eingerichtet. Das ist auch der Grund dafür, daß die 
Sprechzeiten ihnen Vorbehalten bleiben sollten. Deshalb ist es 
richtig, wenn Kreisgerichte darauf orientieren, daß Leiter von 
Betrieben und Einrichtungen, Justitiare, Gewerkschaftsfunk­
tionäre sowie Vorsitzende und Mitglieder gesellschaftlicher 
Gerichte sich mit rechtlichen Fragen, die die Lösung ihrer 
staatlichen und gesellschaftlichen Aufgaben betreffen, nicht 
während der Sprechstunden an den Richter oder Sekretär 
wenden. Solche Konsultationen sind — ebenso wie telefonische 
Anfragen von Prozeßparteien, Rechtsanwälten und anderen 
Berechtigten z. B. zum Sachstand des Verfahrens, zur Be­
stimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung u. ä. — 
keine Rechtsauskunft i. S. des § 28 GVG.

Das persönliche Gespräch mit dem Ratsuchenden ist ein 
Grundprinzip jeder gerichtlichen Rechtsauskunft. Viele Kreis­
gerichte haben über diese Grundform der Rechtsauskunft hin­
aus in enger Zusammenarbeit mit der URANIA und der Ver­
einigung der Juristen außerhalb der Gerichte Telefonforen, 
telefonische Rechtsauskünfte u. a. organisiert, die bereits nach 
kurzer Zeit von den Bürgern umfangreich genutzt werden.4

Richter und Sekretäre erteilen mit hohem Verantwortungs­
bewußtsein Rechtsauskünfte. Sie wissen, die Bürger vertrauen 
darauf, daß die ihnen erteilte Rechtsauskunft richtig ist. Die 
Praxis macht auch deutlich, daß einige Bürger in der Rechts­
auskunft -möglichst zu ihren Gunsten beraten werden wollen. 
Deshalb weisen die Richter und die Sekretäre den Bürger 
darauf hin, daß die erteilte Auskunft auf dem einseitigen 
Sachvortrag des Bürgers basiert und in einem eventuell später 
beim Kreisgericht anhängig werdenden Verfahren bei um­

fassender Sachaufklärung sich die Sach- und Rechtslage an­
ders darstellen kann. Vielfach werden materiell-rechtliche 
Auskünfte zu einem zur Verhandlung und Entscheidung an­
stehenden Gerichtsverfahren gewünscht. Es ist richtig, keine 
diesbezüglichen Auskünfte zu erteilen, weil damit gericht­
lichen Entscheidungen vorgegriffen werden würde.

Es verstärkt das Vertrauen des Bürgers zum Richter und 
zum Sekretär, wenn ihm auch bei komplizierter Sach- und 
Rechtslage fundierte Rechtsauskünfte erteilt werden. Ist in 
solchen Fällen eine Rechtsauskunft nicht sofort möglich, neh­
men die Ratsuchenden gern das Angebot wahr, ihnen die ab­
schließende Rechtsauskunft zu einem späteren Zeitpunkt zu 
geben.

Für den Bürger ist es bedeutsam zu wissen, daß der Rich­
ter bzw. der Sekretär seine in der Rechtsauskunft vorgetra­
genen Angelegenheiten vertraulich behandelt. Davon kann der 
Bürger auch dann ausgehen, wenn offensichtlich wird, daß er 
von einem anderen Staatsorgan oder von einem Betrieb zu 
einer Rechtslage nicht richtig beraten wurde und eine klä­
rende Information an diese Institutionen mit seinem Ein­
verständnis erfolgen müßte.

Werden in der Rechtsauskunft Hinweise und Kritiken 
vorgetragen, die die Arbeitsweise des Gerichts betreffen, sind 
sie im Sinne des Eingabengesetzes zu prüfen und zu bear­
beiten.5

Zur Leitungsverantwortung 
der Direktoren der Kreisgerichte

In der gerichtlichen Tätigkeit bilden Rechtsprechung, Rechts­
erziehung und Rechtspropaganda eine Einheit. Viele Kreis­
gerichtsdirektoren werden diesem Prinzip dadurch gerecht, 
daß sie die Rechtsauskunft stärker zum Gegenstand ihrer Lei­
tungstätigkeit gemacht haben. Sie wirken darauf hin, die 
Qualität und Effektivität der Rechtsauskunft weiter zu er­
höhen.

Das Bedürfnis der Bürger nach gerichtlichen Rechtsaus­
künften hat von Jahr zu Jahr zugenommen. Das führte an 
einigen Kreisgerichten zu Wartezeiten für die Bürger. Diese 
möglichst gering zu halten, ist das Anliegen aller Kreis­
gerichte. Einige Gerichte erteilen regelmäßig zusätzliche 
Rechtsauskünfte in Orten bzw. in Betrieben des Territoriums. 
Die Bürger bzw. Werktätigen nutzen solche Möglichkeiten 
bisher noch sehr unterschiedlich. Hier gilt es, weiterhin Er­
fahrungen zu sammeln. Es liegt letztlich in der Verantwor­
tung des Direktors des Kreisgerichts, darüber zu entscheiden, 
ob unter den konkreten territorialen Bedingungen die Rechts­
auskunft auch außerhalb des Gerichts organisiert wird.

In jeder Rechtsauskunft sollte ein vertrauensvolles Ge­
spräch die Atmosphäre bestimmen. Dazu gehört z. B., daß sich 
der Richter bzw. Sekretär und die anwesenden Schöffen oder 
Richterassistenten namentlich vorstellen und Rechtsauskünfte 
nicht im Verhandlungssaal, sondern im Dienstzimmer erteilt 
werden. Orientierungstafeln informieren den Bürger, ob er 
sich mit seinem Anliegen z. B. an die Rechtsantragstelle oder 
das Staatliche Notariat wenden sollte, unterstützen die bür­
gerfreundliche Arbeit im Gerichtsgebäude und entlasten auch 
die Rechtsauskunft.

Die hohen Ansprüche an die Qualität der Rechtsauskunft 
erfordern, daß die Richter in der Lage sein müssen, auf allen 
justizspezifischen Gebieten Rechtsauskünfte zu erteilen. Eine 
Spezialisierung der Richter in der Rechtsauskunft auf ein 
Rechtsgebiet wird deshalb auch von größeren Kreisgerichten 
nicht angestrebt.

Es hat sich jedoch als günstig erwiesen, wenn der Vor­
sitzende der Kammer für Arbeitsrecht gesonderte Rechtsaus­
künfte zum Arbeitsrecht erteilt (in der Regel in den Nachmit­
tagsstunden). Wird diese Möglichkeit stärker auch in den Be-
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